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rung sich an seinen Posten begebe. Nun ist aber auf den 5. May unsere Landsge­
meinde2 ausgekündet u. bei der massenhaften Arbeit, welche dieselbe zu bewälti­
gen hat, könnte ich die grosse körperliche u. geistige Fatigue der Führung der 
Gemeinde unmöglich meinem alternden Stellvertreter zumuthen. Ich müsste also 
jedenfalls über den 5. May hier bleiben u. könnte vor dem 7. May kaum abreisen, 
da Derjenige, der eine 4—5-stündige Landsgemeinde geleitet hat, am ersten Tage 
hernach in der Regel ein halber Invalid ist.

Ich hoffe, durch das Vorstehende Ihnen den Nachweis geleistet zu haben, dass 
es nicht ein Mangel an Hingebung an die Interessen des Vaterlands, sondern das 
Ergebniss einer nüchternen u. richtigen Abwägung aller in Betracht fallenden 
Verhältnisse gewesen ist, was mich bewogen hat u. bewegen musste, die mir zuge­
dachte Mission unter bester Verdankung abzulehnen, u. ich vertraue, dass der 
h. Bundesrath, bei Würdigung der Sachlage, meinen Entschluss nicht blos begrei­
fen, sondern auch billigen wird3.

2. De Glaris.
3. Réponse télégraphique du 21 avril 1867de C. Fornerod, Président de la Confédération: «Reçu 
votre lettre, je considère votre déclaration comme une acceptation sous la réserve des conditions 
posées par vous.»
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1648. Audienz des Hrn. Ambassadeur v. Banneville.

Politisches Departement, Vortrag v. 20. diess.

Das politische Departement berichtet sub 20. diess2, dass es dem französischen 
Botschafter v. Banneville am gleichen Tage Audienz ertheilt habe, welcher im 
Namen des Ministeriums des Auswärtigen (:Hr. v. Moustier:) die positive Erklä­
rung abgegeben habe, dass Frankreich die Neutralität der Schweiz in einem mög­
lichen Konflikte zwischen Frankreich undPreuss en achten werde. Noch sei Hoff­
nung vorhanden, dass dem Konflikt ausgewichen werden könne, — aber auch das 
Gegentheil. Im leztern Falle zähle die französische Regierung darauf, dass die 
Schweiz ihre Neutralität mit allen ihr möglichen Mitteln aufrecht erhalten werde, 
was sie auch nach der Entwikelung ihres Militärwesens zu thun im Stande sei. Der 
Hr. Botschafter habe im Uebrigen weder eine weitere Frage, noch eine spezielle 
Forderung irgend welcher Art gemacht; jedoch habe er die Abänderung des 
Art. 32 des Vertrages mit Baden vom Jahr 18523, betreffend den Truppendurch­
gang berührt und die Absendung einer schweizerischen Gesandtschaft nach Ber­
lin sehr natürlich gefunden.

Es ist hievon Vormerkung genommen worden.

1. Absents: K. Schenk, J.J. Challet-Venel.
2. Non reproduit. Cf. E 2/466.
3 . Cf. RO III, pp. 4 4 4 -4 4 6 .
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